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Wie geht es weiter mit dem Einstellungsstop und den Kündigungen bei den Münchner Verkehrsbetrieben?

Schriftliche Anfrage gemäß § 68 GeschO vom 20.07.2009, eingegangen am 20.07.2009

Sehr geehrter Herr Stadtrat Akman,

in Ihrer Anfrage vom 20.07.2009 verweisen Sie in Ihrer Begründung auf einen Einstellungsstopp der Stadtwerke München GmbH/MVG für den Busbetrieb.

Die von Ihnen in diesem Zusammenhang gestellten Fragen betreffen überwiegend Angelegenheiten, die in den operativen Geschäftsbereich der Stadtwerke München GmbH/MVG fallen. Hierzu darf im Folgenden deren Antwort wiedergegeben werden:

Frage 1:

„Werden die 113 befristet Beschäftigten von der MVG mbH übernommen oder laufen deren Verträge aus?“
Antwort der MVG:

„Den 113 befristet Beschäftigten wurde beim gleichen Arbeitgeber im Fahrdienst Schiene (Eignung vorausgesetzt) oder bei der SWM-Beteiligungsgesellschaft Münchner Linien eine Weiterbeschäftigung angeboten. Bisher haben sich über 100 Fahrer für die Weiterbeschäftigung bei den SWM ausgesprochen.“

Frage 2:

„Werden diese Beschäftigten in andere Bereiche der MVG versetzt oder können sich intern auf eine andere Stelle bewerben?“
Antwort der MVG:

„Hierzu darf auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen werden.“
Frage 3:

„Die SWM begründet den Einstellungsstop mit zu hohen Ausgaben. Welche finanziellen Berechnungen der SWM liegen zu Grunde, die den Einstellungsstop rechtfertigen?“
Antwort der MVG:

„Für die Fahrer der SWM gilt der Tarifvertrag Nahverkehr Bayern (TVN) und für die Fahrer der privaten Partner gilt der Tarifvertrag des Landesverbandes Bayerischer Omnibusunternehmen (LBO). Dem Einstellungsstopp im Busfahrdienst liegt die Tatsache zu Grunde, dass nach dem jüngsten Tarifabschluss beim TVN Neueinstellungen nach dem TVN zu dauerhaft deutlich höheren Personalkosten führen würden, als die Betrauung privater Partner mit den entsprechenden Leistungen. Diese Mehrkosten müssten aber durch höhere Fahrpreise oder ein schlechteres Leistungsangebot finanziert werden. Mit dem TVN war ursprünglich die Möglichkeit geschaffen worden, neue Fahrer im kommunalen Unternehmen zu gleichen Kosten wie bei den privaten Partnern einstellen zu können, ohne dass damit finanzielle Nachteile für die Bürger entstehen. Die MVG appelliert daher an die Tarifparteien, diesen mit dem TVN ursprünglich bereits erreichten Zustand im Rahmen der nächsten Tarifverhandlungen wiederherzustellen. Dann können Neueinstellungen im Busbereich der SWM sofort wieder aufgenommen werden.“

Frage 4:

„Wie wirkt sich der Einstellungsstop in den nächsten Jahren auf die Beschäftigten (Stichwort „Arbeitsverdichtung“) aus?“
Antwort der MVG:

„Für die Dauer des Einstellungsstopps im Busfahrdienst wird der nicht durch SWM-Personal abgedeckte Bedarf durch eine Erhöhung der Leistung der privaten MVG-Partner erbracht. Insofern findet keine Arbeitsverdichtung bei den SWM-Mitarbeitern statt, sondern eine Leistungsverlagerung auf private MVG-Partner.“

Frage 5:

„Wie hoch ist die Anzahl der Mehrarbeitsstunden der Beschäftigten im Jahr 2009?“
Antwort der MVG:

„Anfallende Mehrarbeitsstunden sind keine Folge des Einstellungsstopps, sondern ergeben sich aus anderen Faktoren, wie z. B. Sonderverkehren, Krankenstand u. ä.. Die MVG bittet um Verständnis, dass sie unternehmensinterne Daten nicht öffentlich kommunizieren kann.“

Frage 6:

„Ist der Einstellungsstop auf den Tarifabschluss des Tarifvertrages TV-N zurück zu führen?“
Antwort der MVG:

„Hierzu darf auf die Ausführungen zu Frage 3 verwiesen werden.“

Frage 7:

„Gehört es zur gängigen Geschäftspolitik der Münchner Stadtwerke, die Beschäftigen durch auslaufende Verträge für Tarifabschlüsse zu bestrafen?“
Antwort der MVG:

„Es ist keineswegs Geschäftspolitik der Stadtwerke München, Mitarbeiter für Tarifabschlüsse zu bestrafen. Dementsprechend wurden auch allen Mitarbeitern, deren Verträge ausliefen, alternative Möglichkeiten einer Beschäftigung angeboten. Das Unternehmen muss jedoch zu wettbewerbsähnlichen Kosten produzieren, da sonst die Bürgerinnen und Bürger die Nachteile zu tragen bzw. zu finanzieren hätten. Hierbei muss das Unternehmen auch immer wieder entscheiden, welche Teilleistungen mit eigenem Personal erbracht werden können und welche Teilleistungen von privaten Partnern eingekauft werden sollen. Gerade diese kontinuierliche Abwägung ist Grundlage für eine optimale wirtschaftliche Leistungserbringung und sichert auch die Zukunft des kommunalen Unternehmens trotz zunehmendem Wettbewerb.“

Frage 8:

„Verstößt diese Geschäftspolitik der Geschäftsführung und das Bestrafen von befristet Beschäftigten wegen einer Tariferhöhung gegen den Gesellschaftsvertrag?“
Antwort:

Es liegt, wie in der Antwort zu Frage 7 ausgeführt, weder eine Bestrafung der Mitarbeiter vor, noch ist ein Verstoß gegen den Gesellschaftsvertrag erkennbar.

Ich hoffe, dass ich Ihre Fragen hiermit zufriedenstellend beantworten konnte.

Mit freundlichen Grüßen

Gez.

Dieter Reiter
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